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5 3 7 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
17. November 1980 über die Bewilligungs-

pflicht von Waren in der Ausfuhr

Auf Grund des § 5 des Außenhandelsgesetzes
1968, BGBl. Nr. 314, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 401/1974 wird mit Zu-
stimmung des Hauptausschusses des Nationalrates
verordnet:

§ 1. (1) Rechtsgeschäfte oder Handlungen, wel-
che die Ausfuhr nachstehender Waren zum Ge-
genstand haben, unterliegen der Bewilligungs-
pflicht im Umfange des § 3 Abs. 1 des Außen-
handelsgesetzes 1968:

(2) Die Befreiungsbestimmungen des § 4 Abs. 1
lit. b, c, d, i und 1 des Außenhandelsgesetzes 1968
finden auf die Ausfuhr dieser Waren keine An-
wendung.

(3) Zur Erteilung der Bewilligungen ist der
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
zuständig.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1981
in Kraft.

Staribacher

5 3 8 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 25. November
1980, mit der die Militärluftfahrt-Personal-
verordnung 1968 geändert wird (MLPV-

Novelle 1980)

Auf Grund der §§ 56 Abs. 2 und 57 des
Luftfahrtgesetzes, BGBl. Nr. 253/1957, wird ver-
ordnet:

Artikel I
Die Militärluftfahrt-Personalverordnung 1968,

BGBl. Nr. 395, in der Fassung der MLPV-No-
velle 1977, BGBl. Nr. 417, und der MLPV-No-
velle 1979, BGBl. Nr. 470, wird wie folgt ge-
ändert:

1. Im § 9 Abs. 4 hat der Klammerausdruck zu
lauten:

„(§ 40 des Wehrgesetzes 1978, (BGBl. Nr. 150)"
2. Nach § 9 ist folgender § 9 a einzufügen:

„ F a c h s e n a t
§ 9 a. (1) Wenn Militärluftfahrer oder sonstiges

militärisches Luftfahrtpersonal anläßlich einer
nach dieser Verordnung vorgeschriebenen Kon-
trolluntersuchung den für ihre Verwendung er-
forderlichen Tauglichkeitsgrad — ausgenommen
den Tauglichkeitsgrad! I — wegen geringfügiger
körperlicher Mängel nicht mehr erreichen, so
darf die Gültigkeitsdauer des Militärluftfahrt-
Personalausweises nur nach einer besonderen
Begutachtung durch einen Fachsenat verlängert
wenden.

(2) Der Fachsenat besteht aus
a) einem vom Bundesministerium für Lan-

desverteidigung als Vorsitzenden zu be-
stellenden Offizier,
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b) einem vom Bundesministerium für Landes-
verteidigung als Beisitzer zu bestellenden
Offizier, der Inhaber eines gleichartigen
Militärluftfahrt-Personalausweises ist, wie
der zu Beurteilende — bei Militärpiloten
mit der Befähigung nach § 51 — und

c) dem nach § 12 Abs. 3 bestellten Arzt, der
die Kontrolluntersuchung durchgeführt hat.

(3) Auf Verlangen eines Mitgliedes des Fach-
senates können auch Fachärzte oder Personen,
die über die Tätigkeit im Bereiche der Militär-
luftfahrt des zu Beurteilenden Kenntnis haben,
den Beratungen beigezogen werden.

{4) Der Fachsenat bat zu prüfen, ob und ge-
gebenenfalls unter welchen Einschränkungen der
zu Beurteilende mit Rücksicht auf seine flugbe-
trieblichen Erfahrungen und Leistungen trotz
geringfügiger körperlicher Mängel unter Be-
dachtnahme auf die Sicherheit der Luftfahrt
weiterhin im Bereiche der Militärluftfahrt zu
verwenden ist.

(5) Nach Anhören der Ansichten der Senats-
mitglieder und der nach Abs. 3 beigezogenen
Personen hat der Vorsitzende zu entscheiden, ob
und gegebenenfalls unter welchen Einschränkun-
gen (wie zum Beispiel hinsichtlich der Art der zu
verwendenden Luftfahrzeuge oder der persön-
lichen Leistungsfähigkeit) der zu Beurteilende
weiterhin im Bereiche der Militärluftfahrt zu
verwenden ist."

3. Dem § 10 ist folgender Abs. 4 anzufügen:

„(4) Die Militärfliegertauglichikeit wird bis
zum Abschluß der militärfliegerärztlichen Unter-
suchung eines Wehrpflichtigen der Reserve oder
eines Soldaten, der außerordentlichen Präsenz-
dienst leistet, als vorhanden angenommen, wenn
und solange der zu Untersuchende Inhaber eines
gültigen Zivilluftfahrerscheines für Motorflug-
zeugpiloten oder für Hubschrauberpiloten ist."

4. § 12 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Für die Durchführung militärfliegerärzt-
licher Untersuchungen hat der Bundesminister
für Landesverteidigung Offiziere des militär-
medizinischen Dienstes oder Arzte, mit denen
das Bundesministerium für Landesverteidigung
einen Werkvertrag albgeschlossen hat, zu bestel-
len, die über besondere Kenntnisse auf dem
Gebiet der Luftfahrtmedizin verfügen."

5. § 14 hat zu entfallen.

6. § 17 Abs. 2 lit. a hat zu lauten:

„a) einen theoretischen Prüfungsteil aus dem
Gegenstand Flugpraxis (§ 21 lit. d), be-
zogen auf die Art der angestrebten Lehr-
befähigung, in Form einer Besprechung
von Fachprob lemen ohne besondere Vor-
bereitung."

7. Dem § 17 ist folgender Abs. 3 anzufügen:

„(3) Zur Prüfung nach Albs. 2 darf ein An-
wärter erst nach einer Flugerfahrung von wenig-
stens 500 Flugstunden auf Motorflugzeugen zu-
gelassen werden."

8. § 19 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Militärflugzeugführerschein darf erst
ausgestellt werden, wenn der Militärflugschüler

a) die fliegerische Grundausbildung (§ 20),
b) die Ausbildung für Sichtflüge bei Nacht

(§ 24) und
c) die Sprechfunkausbildung (§ 47)

ordnungsgemäß abgeschlossen hat."

9. § 25 hat zu entfallen.

10. § 31 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Voraussetzungen für die Eintragung der
Befähigung nach Abs. 1 sind neben den allgemei-
nen Bestimmungen (§ 17)

a) eine abgeschlossene Ausbildung nach den
§§ 30, 32 a, 52 und 53 sowie

b) nach Ablegen der Prüfung gemäß § 17
Abs. 2 die erfolgreiche Ausbildung unter
Aufsicht eines Militärfluglehrers von

1. wenigstens einem Flugschüler bis zum
Abschluß der Grundausbildung (§ 20
Abs. 3) oder

2. einem Militärflugzeugführer bis zur' Ein-
tragung einer Typenerweiterung und
einer anderen Erweiterung."

11. § 32 a Abs. 1 bat zu lauten:

„§ 32 a. (1) Die Fähigkeit, mit Militärluftfahr-
zeugen einer bestimmten Type auch Außenab-
flüge und Außenlandungen durchzuführen, ist
durch die Eintragung „Außenlandungen" unter
Beifügung der Flugzeugtype als Erweiterung im
Militärflugzeugführerschein zu bescheinigen."

12. § 42 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Voraussetzungen für die Eintragung der
Befähigung nach Albs. 1 sind neben den allge-
meinen Bestimmungen (§ 17)

a) eine abgeschlossene Ausbildung nach den
§§ 43, 44, 52 und 53 sowie

b) nach Ablegen der Prüfung nach § 17 Abs. 2
die erfolgreiche Ausbildung unter Aufsicht
eines Militärfluglehrers von

1. wenigstens einem Flugschüler bis zum
Abschluß der Grundausbildung (§ 34
Abs. 3) oder

2. einem Militärhubschrauberführer bis zur
Eintragung einer Typenerweiterung und
einer anderen Erweiterung."
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13. § 51 Abs. 1 und 2 hat zu lauten:

„(1) Die Fähigkeit, Militärluftfahrer im In-
strumentenflug theoretisch und praktisch auszu-
bilden, ist durch die Eintragung „Instrumenten-
fluglehrer" als Erweiterung der Grundbefähigung
im Militärluftfahrerschein zu bescheinigen. Die
Instrumentenflug-Lehrbefähigung umfaßt alle
Typen von Militärluftfahrzeugen, für welche eine
gültige Befähigung nach § 48 gegeben ist.

(2) Voraussetzungen für die Eintragung der
Befähigung nach Abs. 1 sind

a) eine allgemeine Lehrbefähigung (§§ 31
oder 42),

b) eine Prüfung in sinngemäßer Anwendung
des § 17 Albs. 2 lit. a,

c) die Ausführung von Instrumentenflügen
von wenigstens 25 Stunden Gesamtflug-
dauer nach Ablegung des praktischen Teiles
der Instrumentenflugprüfung (§ 50) und

d) ein Prüfungsflug, bei welchem der Prüfling
das Luftfahrzeug vom Start bis zur Lan-
dung vom Sitz des zweiten Piloten aus zu
führen und die Prüfungsaufgaben nach § 50
Abs. 2 lit. b zu erfüllen hat. Dieser Prü-
fungsflug ist unbeschadet der Bestimmun-
gen des § 5 Abs. 1 und 2 vor einem Prüfer
durchzuführen, der die Instrumentenflug-
Lehrbefähigung besitzt. § 5 Abs. 2 zweiter
Halbsatz des zweiten Satzes gilt sinnge-
mäß."

14. § 55 Abs. 2 und 3 hat zu lauten:

„(2) Die Sprungtauglichkeit (Tauglichkeits-
grad V) ist gegeben, wenn

a) sich der zu Untersuchende in einem Hal-
tungs- und Gesundheitszustand befindet,
der es ihm erlaubt, ohne Beeinträchtigung
der Leistungsfähigkeit und ohne Gefähr-
dung der Gesundheit wiederholt Absprünge
mit Fallschirmen durchzuführen,

b) der zu Untersuchende tauglich im Sinne des
§ 23 Abs. 2 des Wehrgesetzes 1978 und

c) frei von Gebrechen nach Abs. 3 ist.

{3) Die Sprungtauglichkeit ist nicht gegeben,
wenn der zu Untersuchende eine* der folgenden
Gebrechen hat:

a) akute oder chronische Erkrankungen des
äußeren, des Mittel- oder des Innenohres;

b) abgeheilte Erkrankungen des Mittelohres
mit trockener Perforation des Trommel-
felles;

c) Zustand nach Operation des Mittel- oder
Innenohres bei trockener Operationshöhle;

d) erweiterter Nabelring oder
e) offener Leistenring ein- oder beidseitig."

15. Dem § 55 ist folgender Abs. 8 anzufügen:

„(8) Wurde anläßlich der Untersuchung der
Sprungtauglichkeit Farbsinnschwäche festgestellt,
so ist dies im Militär-Fallschirmspringerschein
im „Raum für behördliche Eintragungen" zu
vermerken."

16. § 62 Abs. 8 hat zu entfallen.

17. § 67 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Soweit nach Abs. 1 bzw. nach § 91 Abs. 5
und 6 nichts anderes bestimmt wird, muß das
sonstige militärische Luftfahrtpersonal tauglich
im Sinne des § 23 Abs. 2 des Wehrgesetzes 1978
sein. Sofern die Feststellung des Tauglichkeits-
grades anläßlich einer Kontrolluntersuchung nicht
zwingend vorgeschrieben ist, darf die Verlänge-
rung oder Erweiterung der Gültigkeitsdauer eines
Militärluftfahrt-Personalausweises für das sonstige
militärische Luftfahrtpersonal auch dann erfolgen,
wenn der Inhaber für die vorgesehene Verwen-
dung dienstfähig ist."

18. Im § 88 Abs. 5 ist das Wort „Bestellung"
durch das Wort „Feststellung" zu ersetzen.

19. § 88 Abs. 6 hat zu entfallen. Die Absätze 7
und 8 erhalten die Bezeichnung 6 und 7.

20. § 91 hat zu lauten:

„ F l u g v e r k e h r s l e i t d i e n s t d e r M i l i -
t ä r l u f t f a h r t

§ 91. (1) Der Flugverkehrsleitdienst der Mili-
tärluftfahrt beinhaltet alle Tätigkeiten, welche
einem geordneten und sicheren Ablauf des Flug-
verkehrs, der Luftverkehrsregelung einschließlich
der Bewegungslenkung auf Flugplätzen dienen
sowie des beweglichen Flugfernmelde-, Fluginfor-
mations- und Alarmdienstes.

(2) Die Befähigungen nach § 88 Abs. 2 lit. c
sind im Militär-Flugleitungsausweis durch die
Eintragungen

a) Platzfliug-Verkehrsleiter,
b) Anflug-Verkehrsleiter,
c) Bereichsflug-Verkehrsleiter,
d) Anflug-Verkehrsleiter Radar und
e) Bereichsflug-Verkehrsleiter Radar

zu bescheinigen.

(3) Neben den allgemeinen Voraussetzungen
des § 88 Abs. 3 und den besonderen Voraus-
setzungen für die einzelnen Befähigungen im
Flugverkehrsdienst sind für die Verwendung auf
einem bestimmten Arbeitsplatz des Flugverkehrs-
leitdienstes — soweit es sich nicht um einen bei
einer mobilen Militärflugleitung handelt — eine
Arbeitsplatzbefähigung nach Abs. 4 und der
Nachweis der körperlichen Eignung nach Abs. 5
erforderlich. Eine Arbeitsplatzbefähigung wird

346



3108 205. Stück — Ausgegeben am 16. Dezember 1980 — Nr. 539 und 540

ausgestellt, nachdem sich der Anwärter auf dem
Arbeitsplatz eingearbeitet hat.

(4) Die Arbeitsplatzbefähigung ist im Militär-
Flugleitungsausweis (Beiblatt) zu bescheinigen.

(5) Der Tauglichkeitsgrad IV ist gegeben, wenn
der Flug-Verkehrsleiter frei von Beeinträchti-
gungen ist, die die sichere Durchführung der
Aufgaben eines Flug-Verkehrsleiters behindern
könnten. Bei der Untersuchung ist § 11 Abs. 3
sinngemäß anzuwenden.

(6) Der Tauglichkeitsgrad IV ist ohne Rücksicht
auf die Gültigkeitsdauer des Militär-Flugleitungs-
ausweises in Abständen von höchstens 12 Mona-
ten anläßlich einer Kontrolluntersuchung bei
einem nach § 12 Abs. 3 bestellten Arzt festzu-
stellen."

21. Nach § 96 ist folgender Teil IV einzufügen:

„IV. S o n d e r b e s t i m m u n g e n f ü r
a u ß e r g e w ö h n l i c h e V e r h ä l t n i s s e

§ 96 a. (1) Außergewöhnliche Verhältnisse im
Sinne dieser Verordnung liegen vor, wenn eine
Alarmierung des Bundesheeres für einen Einsatz
nach § 2 Albs. 1 lit. a oder b des Wehrgesetzes
1978 erfolgte oder ein solcher Einsatz angeordnet
wunde, bis zur Beendigung dieses Zustandes.

(2) Für die Dauer außergewöhnlicher Verhält-
nisse nach Abs. 1 gelten die Bestimmungen dieser
Verordnung nach Maßgabe der Abweichungen
gemäß Abs. 3 und 4.

(3) Würde die Gültigskeitsperiode eines Militär-
luftfahrt-Personalausweises nach Eintritt außerge-
wöhnlicher Verhältnisse ablaufen, so gilt die Be-
fristung der Gültigkeitsperiode unbeschadet der
Bestimmungen nach § 3 Albs. 2 um die um zwei
Monate verlängerte Dauer der außergewöhnlichen
Verhältnisse, höchstens jedoch um die sonst nach
dieser Verordnung für die einzelnen Militärluft-
fahrt-Personalausweise vorgesehene Gültigkeits-
periode, als verlängert.

(4) Vor Erneuerung der Gültigkeitsperiode
eines Militärluftfahrerscheines oder einer ruhen-
den Befähigung während der Dauer außergewöhn-
licher Verhältnisse ist die Stellungnahme eines
Militärfluglehrers (-Sprunglehrers), der die von
der Erneuerung betroffene Befähigung hat, ein-
zuholen. Dieser Stellungnahme ist das Ergebnis
einer fachlichen Überprüfung — unter besonderer
Berücksichtigung der vorgesehenen Einsatzver-
wendung des Anwärters — zugrunde zu legen."

22. Der bisherige Teil IV erhält die Bezeich-
nung „V. Ü b e r g a n g s - u n d S c h l u ß b e -
s t i m m u n g e n " .

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1981 in

Kraft.
Rösch

5 3 9 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. November 1980
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 36 Zwettler Straße im Bereich der

Gemeinde Zwettl-Niederösterreich

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/1978
wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 36
Zwettler Straße wird im Bereich der Gemeinde
Zwettl-Niederösterreich wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 63,550, quert den Kamp, verläuft in
nördlicher Richtung, schwenkt bei km 63,785
nach Osten, quert neuerlich den Kamp und bin-
det bei km 63,887 in die B 37 Kremser Straße
ein.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus der
beim Bundesministerium für Bauten und Technik,
beim Amt der Niederösterreichischen Landes-
regierung sowie bei der Gemeinde Zwettl-
Niederösterreich aufliegenden Planunterlage
(Planzeichen B 36/36-79; Maßstab 1 :1000) zu
ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
der aufliegenden Planunterlage zu entnehmen.

Sekanina

5 4 0 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27, November
1980 betreffend die Bestimmung des Straßen-
verlaufes der B 43 Traismauerer Straße im

Bereich der Gemeinde Traismauer

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des 'Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/
1978 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 43
Traismauerer Straße wird im Bereich der Ge-
meinde Traismauer wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 10,00, verläuft in gestreckter Linienfüh-
rung in nordwestlicher Richtung, quert bei
km 15,900 die Traisen und endet bei km 18,100
an der Anschlußstelle Traismauer-Nord der mit
Verordnung BGBl. Nr. 229/1975 in ihrem Ver-
lauf bestimmten S 33 Kremser Schnellstraße.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus der
beim Bundesministerium für Bauten und Tech-
nik, beim Amt der Niederösterreichischen Lan-
desregierung sowie bei der Gemeinde Trais-
mauer aufliegenden Planunterlage (Planzeichen
B 43/80-79; Maßstab 1 : 2 880) zu ersehen.
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§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
der aufliegenden Planunterlage zu entnehmen.

Sekanina

5 4 1 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. November 1980
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 82 Seeberg Straße im Bereich der

Gemeinden Brückl und Völkermarkt

Auf Grund des § 4 Abs, 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl.. Nr. 286, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/1978
wird verordnet:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 45,455 der B 92 Görtschitztal Straße,
überquert in der Folge den Gurkfluß und bindet
bei km 15,365 (alt) in den Bestand der B 82 See-
berg Straße ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Kärntner Landesregie-
rung sowie bei den Gemeinden Brückt und
Völkermarkt aufliegenden Planunterlagen (Kata-
stermaßstab 1 :2 880) zu ersehen.

§ 1 5 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Sekanina

5 4 2 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. November 1980
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 122 Voralpen Straße im Bereich
der Gemeinden Aschbach-Markt, Keniaten an

der Ybbs, Biberbach und Seitenstetten

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/
1978 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 122
Voralpen Straße wird im Bereich der Gemein-
den Aschbach-Markt, Keniaten an der Ybbs,
Biberbach und Seitenstetten wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende 'Straßentrasse beginnt
bei km 2,350, verläuft in gestreckter Linienfüh-
rung in südwestlicher Richtung, umfährt Asch-
bach-Markt im Süden, Seitenstetten Markt im
Norden und bindet bei km 13,900 wieder in die
bestehende Trasse ein.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus der
beim Bundesministerium für Bauten und Technik,
beim Amt der Niederösterrechischen Landes-
regierung sowie bei den Gemeinden Aschbach-
Markt, Keniaten an der Ybbs, Biberbach und
Seitenstetten aufliegenden Planunterlage (Plan-
zeichen B 122/16-74; Maßstab 1 :2 880) zu er-
sehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
der aufliegenden Planunterlage zu entnehmen.

Sekanina
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